
Humanistische Union

Soziologische Zeitenwende: Aufbruch aus der öko-
emanzipatorischen Komfortzone
Sind Degrowth, Postkapitalismus oder kollektive Selbstbegrenzung noch transformative Leitbegriffe? 
Werden die Fragen nach dem Recht auf eine saubere Umwelt oder dem guten Leben für alle in der 
Spätmoderne anachronistisch? Die Klima- und Nachhaltigkeitsdebatte steht vor der Notwendigkeit, sich auf 
eine neue Konstellation einzustellen, in der die modernistischen Normen des öko-emanzipatorischen 
Projekts an Kraft verlieren und auch die kritisch-transformativen Ansätze der Soziologie zunehmend 
ungeeignet scheinen, die Besonderheit spätmoderner Gesellschaften zu erfassen. Unbemerkt, so Ingolfur 
Blühdorn in seinem Beitrag, hat das öko-emanzipatorische Projekt seine eigenen normativen Grundlagen 
ausgezehrt.

Seine eigene Unhaltbarkeit und die der ins Wanken geratenen gesellschaftlichen Ordnung würde einer 
neuen Moderne den Weg ebnen: einer Moderne jenseits des Liberalismus, der Demokratie, 
bürgerschaftlicher Mündigkeit und universeller Menschenrechte. Für die kritische Soziologie und die 
transformativ ambitionierte Nachhaltigkeitsforschung bedeute das eine schwierige Herausforderung.i

 

1. Einleitung

Nach Jahrzehnten der Transformationsmobilisierung, des zunächst von den Neuen Sozialen Bewegungen der
1970er Jahre ausgehenden und dann schrittweise institutionalisierten Aufbruchs in eine andere Gesellschaft
(Brand et al. 1983), finden sich spätmoderne Gesellschaften unerwartet in einer grundlegend veränderten
Konstellation. Schien noch unlängst der Punkt gekommen, an dem hartnäckige Kampagnen
umweltpolitischer Aufklärung, Bewusstseinsbildung, Verantwortlichkeit und Vernunft zusammen mit den
sich zuspitzenden ökologischen Problemlagen endlich eine sozial-ökologische Transformation (im
Folgenden: SÖT) der Gesellschaft in Gang bringen würden, so ist plötzlich parteiübergreifend die
entschiedene Verteidigung der etablierten Strukturen und des gesellschaftlichen Wohlstandes das klare
Prioritätsprojekt. Zwar sind die wissenschaftlichen Daten zur Klimaerwärmung, zum Artenverlust, zum
Flächenverbrauch oder zur Vermüllung der Ozeane reichhaltiger und klarer denn je, aber kaum jemand
glaubt noch an die Einhaltung der in Paris vereinbarten Klimaziele, die Verkehrswende, die Agrarwende, die
Renaturierung zerstörter Flächen oder an den europäischen Green Deal, den Ursula von der Leyen 2019
noch als Europas Man-on-the-Moon-Moment gepriesen hatte. Die Win-Win-Versprechen der 
ökologischen Modernisierung – Gewinn für Wirtschaft und Wohlstand sowie Gewinn für die Umwelt –
klingen zunehmend unglaubwürdig; ebenso die Erzählungen von Degrowth, Postkapitalismus und dem
wahren Glück jenseits des Massenkonsums (z. B. Jackson 2021). Wer glaubt noch im Ernst an eine sozial-
ökologische Transformation, die ein gutes Leben für alle ermöglichen wird? Vielmehr ist offensichtlich,
dass die Sicherung des Erreichten ein Exklusionsprojekt ist: Grenzziehung, Abgrenzung, Ausgrenzung und
Abschiebung sind innergesellschaftlich wie zwischengesellschaftlich bestimmende Themen. Konservative
Stichwortgeber sprechen erleichtert vom „Ende der grünen Hegemonie“ (Rödder 2024).



Politische Parteien von der AfD über die Unionsparteien und die FDP bis hin zum neuen Bündnis Sarah
Wagenknecht machen Kampagne gegen die Agenda ökologisch-emanzipatorischer Bewegungen, die nun
verbreitet als elitäres Minderheitenprojekt und grüne Bevormundung bekämpft wird (Kielmansegg 2023).
Umfassende Lockerungen ökologischer Auflagen werden eingefordert – für die Landwirtschaft, im
Verkehrssektor, in der Bauwirtschaft, bei den Lieferketten, bei Genehmigungsverfahren. Allzu ökologische
und soziale Ideale, so heißt es, bedrohten den gesellschaftlichen Wohlstand, die wirtschaftliche
Wettbewerbsfähigkeit und seien für wesentliche Teile der Gesellschaft schlicht unbezahlbar. Öko-
emanzipatorische Bewegungen haben demgegenüber immer weniger die Kraft, die etablierte Ordnung der
Nicht-Nachhaltigkeit ernsthaft in Frage zu stellen und wirksam für eine Transformation zu mobilisieren. Sie
werden ihrerseits zum politischen Hauptgegner weit über das rechtspopulistische Lager hinaus. Themen, von
denen einmal angenommen wurde, dass sie als Gesellschafts- und Menschheitsthemen integrative und
konsensstiftende Kraft hätten, werden stattdessen zu Triggerpunkten für polarisierende Debatten. Ihre
Akteure werden als selbstgerecht und verlogen kritisiert (Wagenknecht 2022). Deren Selbstverständnis als
aufgeklärte Avantgarde einer am Ende gesamtgesellschaftlichen Transformation wird radikal in Zweifel
gezogen – eine traumatische Erfahrung für all die, die sich bisher als Vorreiter verstanden haben, als
moralisch und kognitiv überlegen, als informiert, reflektiert, verantwortungsvoll und besonders mündig.
Nicht nur ein Selbstverständnis bricht für sie zusammen, sondern eine ganze Welt.

Ökologische Bewegungen und die eher aktivistische Literatur reagieren auf die veränderte Situation, indem
sie ihre Kampagnen noch einmal intensivieren und mit noch drastischeren Aktionen versuchen, ihre
Themen, ihre Werte, ihre Ziele auf der Agenda zu halten – und ihre Identität zu retten: Die Datenlage ist
überwältigend; die Bedrohungs- und Untergangsszenarien sind real; das Überleben der Menschheit steht auf
dem Spiel! Die kritische Soziologie teilt wesentlich den normativen Horizont der öko-emanzipatorischen
Bewegungen und deren Projekt des Aufbruchs in eine andere Gesellschaft. Jenseits ihrer transformativen
Agenda hat sie aber auch eine diagnostisch-analytische Verpflichtung. Sie hätte zu klären, ob die veränderte
Lage nur eine kurzfristige Stimmung ist oder eine sich verfestigende Konstellation, und müsste
gegebenenfalls deren Ursachen und Implikationen bestimmen. Sie müsste unterscheiden zwischen dem
Zusammenbruch der öko-emanzipatorischen Vorstellungswelt, der viele engagierte Bürger*innen derzeit
fundamental verunsichert und politisch entwurzelt, und dem Untergang der Welt überhaupt. Sie müsste
reflektieren, dass die vermeintlich absoluten Normen, die den öko-emanzipatorischen Diagnosen und
Forderungen zugrunde liegen, einen historischen Kern haben und fragen, wie und warum sich die
normativen Vorzeichen, unter denen umweltpolitische Fragestellung in der Spätmoderne gerahmt und
verhandelt werden, so irritierend verschieben. Wenn sie stattdessen vor allem ihre vertrauten Analysen,
Bekenntnisse und Forderungen wiederholt, ist das möglicherweise orientierungsstiftend und
identitätssichernd, blockiert aber den Zugriff auf die faktische Transformation der spätmodernen
Gesellschaft. Eine solche Soziologie kann ihrer diagnostisch-analytischen Aufgabe nicht mehr gerecht
werden. Dazu bedürfte es einer soziologischen Zeitenwende, eines Aufbruchs aus der öko-emanzipatorischen 
Komfortzone.



Im Interesse einer solchen Zeitenwende wird im Folgenden zunächst die veränderte Konstellation noch
einmal beleuchtet (Abschnitt 2). Abschnitt 3 führt dann aus, dass die kritische Soziologie und die
transformative Nachhaltigkeitsforschung dieser neuen Konstellation im Moment noch wenig gerechtwerden.
Abschnitt 4 thematisiert unter dem Stichwort traumatische Siegkrise des öko-emanzipatorischenProjekts die
besonderen Herausforderungen, denen eine spätmoderne Soziologie der Nachhaltigkeit sichstellen müsste.
Und abschließend wird das Dilemma skizziert, dass die kritische Soziologie die Besonderheitder
Spätmoderne nur erfassen kann, wenn sie über ihre hergebrachte Normativität hinausgeht, dass sie genau
damit aber Gefahr läuft, den Maßstab ihrer Kritik zu verlieren.

2. Unhaltbarkeit

Als Grund und Auslöser der neuen Konstellation mögen zunächst die Corona-Pandemie und Russlands
Krieg gegen die Ukraine erscheinen. Im Herbst 2019 legte der durchschlagende Mobilisierungserfolg der
Fridays-for-Future-Bewegung die Vermutung nahe, dass die Zeit für einschneidende Maßnahmen für den
Klimaschutz nun endlich gekommen wäre. Doch dann machten die Pandemie beziehungsweise die
Maßnahmen zu ihrer Eindämmung, ganz ohne dass dies umweltpolitisch motiviert gewesen wäre, erstmals
gesamtgesellschaftlich konkret, was Umwelt- und Klimabewegungen bereits seit Jahrzehnten gefordert
hatten: ernsthafte Begrenzungen und Beschränkungen. Das war eine schmerzhafte Erfahrung und kein gutes
Vorzeichen für das Projekt einer sozial-ökologischen Transformation. Kurz darauf erhob Russlands Angriff
auf die Ukraine die entschiedene Verteidigung und Sicherung sogenannter westlicher Werte und Interessen
ausdrücklich zur obersten Priorität. Bundeskanzler Olaf Scholz verkündete dafür eine Zeitenwende, die mit
der von Bewegungen und Wissenschaft geforderten Transformation der Gesellschaft allerdings nichts
gemein hat, sondern ihr vielmehr klar entgegensteht.

Tatsächlich liegen die Ursachen für die veränderte Konstellation aber nicht nur zeitlich weit vor Corona und
dem Ukrainekrieg, sondern auch sehr viel tiefer als diese Erklärungsansätze es nahelegen: Spätmoderne
Gesellschaften sind sowohl strukturell als auch kulturell längst nicht mehr in der Lage, eine SÖT zu
bewerkstelligen. Sie befinden sich in einem Krisenstrudel, in dem sie kaum mehr für die Zukunft planen
können, sondern stark gegenwartsfixiert permanent darum bemüht sind, die jeweils unmittelbaren Folgen der
immer schneller aufeinander folgenden Notlagen wenigstens halbwegs im Griff zu behalten. Dabei müssen
sie immer gründlicher abwägen, ob es sich lohnt, die verfügbaren Mittel für langfristige Projekte der SÖT zu
investieren oder für die kurzfristige Bekämpfung der jeweils akuten Katastrophenfolgen. Gerade in der
Demokratie werden längerfristige Transformationsprojekte politisch immer schwerer umsetzbar, denn
demokratische Mehrheiten für derartige Projekte sind nicht leicht zu mobilisieren und noch schwerer zu
stabilisieren.

Eine sozial-ökologische Transformation, die ein gutes Leben für alle sichert, würde zudem eine massive
Verminderung des Konsums, eine Beschränkung der Ansprüche und Erwartungen in praktisch allen
Lebensbereichen erfordern, weit hinaus über das, was heutige Bürger*innen als notfalls entbehrlichen Luxus
empfinden. Doch spätmoderne Gesellschaften sind festgelegt auf Infrastrukturen und Praktiken, auf
Verständnisse von Freiheit und Selbstbestimmung, und auf konsum- und erlebnisbasierte Muster der
Selbstkonstitution und Selbsterfahrung, die jede Form von Reduktion zur extremen Belastung machen.
Gerade durch den Siegeszug des Neoliberalismus haben sich Verständnisse von Freiheit und
Selbstverwirklichung verfestigt, die jede politische Regulierung als inakzeptable Einmischung in die Sphäre



des Privaten erscheinen lassen. Und nach Jahrzehnten des Marktliberalismus ist eine Nachhaltigkeitswende
auch nicht nur durch staatliche Interventionen kaum mehr zu erreichen, sondern auch nicht vermittels
sogenannter ehrlicher Preise, das heißt über die Internalisierung bisher externalisierter sozialer und
ökologischer Kosten über den Marktii. Denn gerade für die neue flexibilisierte und prekäre Unterschicht
(Reckwitz 2019: 63ff.) wären ökologisch und sozial nachhaltige Preise unmittelbar mit einem deutlichen
Abbau des Lebensstandards und mit sozialer Exklusion verbunden. Selbst für Besserverdienende würden
sozial-ökologische Preise einen erheblichen Einbruch ihres gewohnten Lebensstandards bedeuten.
Begrenzung, Schrumpfung und Verzicht sind jedoch ein Tabu; eine absolute Reduktion etwa des Mobilitäts-
, Elektronik-, Wohnraum- oder Energiebedarfs steht jenseits sehr marginaler Gruppen nicht zur Debatte.

Zusätzlich erschweren die Vielfalt und innere Widersprüchlichkeit individueller Wertepräferenzen die
gesamtgesellschaftliche Problembestimmung und stabile Prioritätensetzung; und die Konkurrenz zwischen
den verschiedenen Logiken der gesellschaftlichen Funktionssysteme – Recht, Gesundheit, Wirtschaft,
Medien, Politik etc. – bedeutet eine große Hürde für die koordinierte und konsequente Problemlösung. Die
Pandemie hat das jüngst eindrucksvoll illustriert (vgl. Nassehi 2021). Und schließlich steht die Bewältigung
der vielfältigen Krisen auch noch zunehmend im Schatten des neuen geopolitischen Großkonflikts zwischen
China und dem Westen beziehungsweise des Wettbewerbs zwischen liberal-demokratischen und
autokratisch-autoritären Systemen um die globale Vorherrschaft.

All dies bedeutet nicht, dass es in spätmodernen Gesellschaften für ökologische Reformen keinerlei
Spielraum gäbe. Doch für den grundlegenden Strukturwandel, den Klimabewegungen und viele
Wissenschaftler*innen für unumgänglich halten, für ein Aussetzen der Logik von Wachstum, Wettbewerb,
Ausbeutung und Zerstörung, für eine umfassende Begrenzung und Reduktion der Ansprüche, Erwartungen,
Bedürfnisse, und für eine entschiedene soziale Umverteilung, die ein gutes Leben für alle ermöglichen
würde, wird es tatsächlich eng. An die Stelle des einstigen Glaubens an die Machbarkeit des Notwendigen
(Eppler 1975) tritt in der Spätmoderne das Syndrom der ökologischen Unregierbarkeit.

Ökologische Unregierbarkeit ist das fundamentale Gegenstück zum selbstbewussten Bewegungsglauben an
die vernünftige, mündige, demokratische Gestaltbarkeit und kollektive Selbstbegrenzung. Dieses Syndrom
umfasst die Überforderung und Lähmung der Politik durch die funktionale Differenzierung moderner
Gesellschaften ebenso wie die demokratische Sklerose, die sich im Zuge der Pluralisierung,
Singularisierung, Dynamisierung und kompromisslosen Selbstzentrierung in der Spätmoderne stetig
zuspitzt. Zu den Indikationen gehören weiter die Spannung zwischen verschiedenen Dimensionen des 
öko-emanzipatorischen Projekts (im Folgenden: ÖEP) – etwa zwischen den Idealen der Begrenzung und der
Befreiung – sowie die Konkurrenz verschiedener Ziele innerhalb derselben Dimension, etwa zwischen dem
Natur- und Artenschutz und dem Ausbau erneuerbarer Energien. Schließlich zielt der Begriff auch auf die
Repolitisierung und systematische Diskreditierung des ÖEP und seiner Akteur*innen, wie sie im
Zusammenhang mit den Aktionen von „Letzte Generation“ oder den Antisemitismusvorwürfen gegen Greta
Thunberg, politische Intellektuelle und den gesamten kritischen Kulturbetrieb zu beobachten sind. In ihrem
Zusammenwirken führen diese Faktoren in eine Hyperpolitik (Jäger 2023), die bestehende Institutionen
destabilisiert und zerstört, aber kaum mehr die Ressourcen hat, die subpolitische Energie ins Konstruktive zu
wenden und eine SÖT zu initiieren.

Treffender noch lässt sich die neue Konstellation aber mit dem Begriff Unhaltbarkeit fassen. Er knüpft an
das Konzept der nachhaltigen Nicht-Nachhaltigkeit (Blühdorn 2020a) an, erweitert die Perspektive jedoch
über die ökologische Thematik hinaus, die auch beim Begriff der ökologischen Unregierbarkeit im Zentrum



steht. Ebenso weist er über das Optionale, nötigenfalls Aufschiebbare hinaus, das dem
Nachhaltigkeitsbegriff anhaftet: Unhaltbarkeit ist definitiver. Zudem bezieht der Begriff auch das ÖEP selbst
mit ein und verschiebt den Fokus von der normativ geforderten Transformation der Gesellschaft auf die
faktische, die sich in der Spätmoderne unübersehbar entfaltet. Unhaltbar und in einem alltagspraktisch
beobachtbaren Zerfallsprozess begriffen sind in der Spätmoderne (a) die etablierte Ordnung der Nicht-
Nachhaltigkeit, die bisher immer noch notdürftig stabilisiert werden konnte, (b) die Glaubenssätze und
Narrative des ÖEP selbst, das die Fehlentwicklungen und Nebenwirkungen der industriellen Moderne und
des Konsumkapitalismus zu korrigieren versprach, nun aber seinerseits entschieden politisiert wird, (c) die
kritische Soziologie und Nachhaltigkeitsforschung, deren Krisendiagnosen und Transformationsszenarien in
der Gegenwartsgesellschaft immer weniger Resonanz finden; und (d) letztlich die modernistischen
Selbstverständnisse und Selbstbeschreibungen westlicher Gesellschaften insgesamt, die im Sinne Immanuel
Kants davon ausgingen, dass die universalistischen Werte der europäischen Aufklärung den Weg zur 
mündigen, kosmopolitischen Gesellschaft und zum ewigen Frieden weisen würden. Dabei umfasst das
Prädikat unhaltbar eine zeitliche Dimension – im Sinne von veraltet, abgelaufen und überholt –, eine
wahrheitsbezogene – im Sinne von aus der Luft gegriffen, haltlos und spekulativ –, sowie auch eine
moralische, im Sinne von unerträglich, unzumutbar und inakzeptabel. Öko-politisch gesprochen bedeutet
die mehrfache Unhaltbarkeit, anders als die apokalyptischen Narrative nahelegen, die von aktivistischer
Seite bis in die Gegenwart gepflegt werden, nicht primär den Untergang der Menschheit oder die
Unbewohnbarkeit des Planeten, sondern zunächst vor allem den Zerfall der europäischen
Aufklärungserzählung, die die öko-emanzipatorischen Bewegungen noch einmal aktualisiert und auf eine
neue normative Grundlage gestellt hatten. Und dieser Untergang ist mit einer Metamorphose der
Gesellschaft und Moderne verbunden, die mit dem Aufbruch der öko-emanzipatorischen Bewegungen seit
den 1970er Jahren nicht mehr viel zu tun hat.

3. Am soziologischen Stammesfeuer

Die Umweltsoziologie und die kritische Soziologie insgesamt sind einstweilen noch schlecht darauf
eingestellt, diese Zeitenwende, diese Metamorphose der spätmodernen Gesellschaft, zu bearbeiten und
begreifen. In guten Teilen betreiben sie weiterhin den Aufbruch in eine andere Gesellschaft, den
emanzipatorische Bewegungen und ihre sozialwissenschaftliche Begleitung schon seit Jahrzehnten
beschwören. Sie fragen – rhetorisch – Wie wollen wir in Zukunft leben? In was für einer Welt wollen wir 
leben? – so, als wäre die Zukunft offen, als wären sie selbst noch nicht festgelegt und als wäre die
Gesellschaft frei gestaltbar. Sie verstehen sich als die Wegweiser in eine wahrhaft moderne Gesellschaft, in
der die öko-politisch aktualisierten Versprechen der Moderne voll realisiert sein werden. Sie reden von
präfigurativer Politik und der transformativen Kraft angeblicher Pioniere und Avantgarden, deren
experimentelle Politik schon heute erprobe, was künftig zum gesamtgesellschaftlichen Standard werden
könnte. Sie vertrauen auf die Demokratisierung der Demokratie, Degrowth, Postkapitalismus und kollektive
Selbstbegrenzung, übergehen dabei aber, dass spätmoderne Gesellschaften sich faktisch von den Annahmen
und Glaubenssätzen der öko-emanzipatorischen Bewegungen und ihrem Projekt der SÖT immer mehr
verabschieden.

Verängstigt und paralysiert von dem Blick in den Abgrund, der sich auftut, wenn die heiligen Basisprinzipien
(Beck 1993; 2017) der bisherigen Moderne und Modernisierung – Freiheit, Selbstbestimmung, Mündigkeit,
Demokratie, Menschenrechte, Inklusion, Rechtsstaatlichkeit – ins Wanken geraten, insistiert diese Literatur
mit moralisierend-kritischer Attitüde, dass der Klimawandel „das drängendste Problem dieses Jahrhunderts“
sei, dass die Soziologie es immer noch viel zu wenig berücksichtige (vgl. Diekmann 2024), und dass



insbesondere die von der Politik ergriffenen Gegenmaßnahmen bisher vollständig unzureichend seien (vgl.
Radtke/Renn 2022). Dabei übergeht sie die Frage, aus welcher Perspektive und auf der Grundlage welcher
Normen derartige Aussagen eigentlich gemacht werden und welche Gültigkeit sie in einer Zeit und in
Gesellschaften für sich in Anspruch nehmen können, in denen es kategorische Imperative und eine
transzendentale Vernunft nicht mehr gibt. Sie übersieht, dass es zwar wissenschaftliche Erkenntnisse über
die Klimaerwärmung, ihre Ursachen und ihre bereits eintretenden und noch zu erwartenden Folgen gibt,
nicht aber einheitliche und stabile Maßstäbe für deren Bewertung und entsprechend auch weder objektive
Problemdiagnosen noch kategorische Imperative, die sich aus der wissenschaftlichen Faktenlage ableiten
ließen. Sie geht darüber hinweg, dass der Klimawandel, der Artenverlust oder das Mikroplastik im Ozean
und in der Nahrungskette empirisch für wesentliche Teile der Gesellschaft offensichtlich weder das größte
Problem noch die oberste Priorität sind.

Gerade die Nachhaltigkeitsliteratur verbleibt – wenn sie auf die Objektivität ihrer Diagnosen und die
kategorische Gültigkeit ihrer Imperative pocht – in ihrer Komfortzone (vgl. Blühdorn 2022a) oder, um einen
Ausdruck aus der Erdsystemwissenschaft zu adaptieren, in ihrem safe operating space (Rockström et al.
2009). Sie pflegt ihre Orientierung und Sicherheit gebenden Narrative vom ökologischen Kollaps, dem
Untergang der Menschheit und der Unbewohnbarkeit des Planeten. Sie sieht den „Kapitalismus am Limit“,
entwirft Szenarien für eine „solidarische Lebensweise“ (Brand/Wissen 2024) und erkennt bereits eine
„Gesellschaft der Nachhaltigkeit“ (Neckel et al. 2018). Sie schwadroniert von Rationierung (Herrmann
2022), versichert, die Gesellschaft könne auch anders (Göpel 2022) und verspricht All you need is less
(Folkers/Paech 2022)iii. Unverdrossen setzt sie auf die Ausweitung demokratischer
Partizipationsmöglichkeiten und „kollektive Selbstbegrenzung“ (Brand et al. 2021). Soziologische
Diagnosen der Singularisierung (Reckwitz 2017) und Demokratiedämmerung (Selk 2023) kann sie nur
ignorieren. Ebenso die Thesen der öko-politischen Selbstüberforderung und der spätmodernen Ablösung der
Emanzipation als gesellschaftliches Leitprinzip durch die Norm der Anpassung (Staab 2022). Noch weniger
kann sie mit dem Verdacht umgehen, dass das öko-emanzipatorische Projekt weder nur von seinen Feinden,
den Kapitalisten, unterdrückt (z. B. Herrmann 2022), noch bloß von der funktionalen Differenzierung
moderner Gesellschaften blockiert (z. B. Nassehi 2021) wird, sondern dass es in der Spätmoderne
gewissermaßen emanzipatorisch überschritten wird und aus sich selbst heraus Gegenkräfte mobilisiert, die
es zu Fall bringen.

Im Gestus der Überlegenheit und Rechtschaffenheit kritisiert diese Literatur, dass der anti-demokratische
und anti-ökologische Rechtspopulismus sich in die gute alte Zeit zurückwünscht und am identitären 
Stammesfeuer (Bauman 2017) Wärme, Trost und Gemeinschaft sucht. Dabei bemerkt diese Literatur nicht,
dass sie selbst es nur wenig anders hält. Denn auch sie erzählt vor allem die guten, alten Geschichten vom
Aufbruch in eine andere Gesellschaft, die in der Spätmoderne aber längst ihre Kraft verloren haben und kein
transformatives Feuer mehr entfachen können, sondern bestenfalls noch ein wenig Restwärme für die
abgeben, die sich von den alten Bewegungsidealen noch nicht lösen mögen. An ihrem eigenen
Stammesfeuer zelebriert die aktivistische Nachhaltigkeitssoziologie – in ängstlicher Verweigerungshaltung –
ihre hergebrachten Normen und ihre Welt des Wünschens und Hoffens, verfehlt dabei aber weitgehend den
Zugriff auf die Realität und die unterscheidenden Merkmale der Spätmoderne beziehungsweise jener ganz
anderen Moderne, die sich im Zeichen von deren Krise (Reckwitz/Rosa 2022) längst herausbildet.

Eine solche Soziologie und Nachhaltigkeitsforschung wird in allen drei oben unterschiedenen Hinsichten
unhaltbar: historisch überholt, empirisch unbegründet und normativ zweifelhaft. Um dem zu entgehen,
müsste sie unterscheiden zwischen ihren hergebrachten Idealen einer besseren Gesellschaft und der
faktischen Metamorphose in eine andere Gesellschaft. Sie müsste die Erzählung aufgeben, die Menschen
entfalteten ein immer stärkeres ökologisches Bewusstsein, seien immer eher bereit, ehrliche Preise zu



zahlen, und würden angesichts des sich beschleunigenden Klimawandels und zunehmender
Umweltzerstörung letztlich ganz sicher einsehen, dass eine sozial-ökologische Wende unumgänglich ist. Die
Soziologie und Nachhaltigkeitsforschung dürften sich nicht länger als die Wissenschaft vom Wandel zur
befreiten, demokratischen und ökologischen, wahrhaft modernen Gesellschaft verstehen. Denn die 
nächste Gesellschaft und die ganz andere Moderne, die sich bereits entfalten, liegen jenseits dieses
Denkhorizonts. Zu deren Verständnis trägt eine (Nachhaltigkeits-)Soziologie, die weiter das Projekt betreibt,
das Ulrich Beck (1986; 1993) einst als die reflexive Modernisierung der modernen Gesellschaft beschrieben
hatte, und das in einer zweiten Moderne die noch nicht erfüllten Versprechen der ersten verwirklichen sollte,
wenig bei. Und mit ihren beruhigenden Geschichten von innovativen Technologien und den Pionieren des
Wandels wirkt sie auch nicht im intendierten Sinne transformativ, sondern bestenfalls insofern, als sie weiter
die Logik befeuert, mit der die öko-emanzipatorischen Bewegungen, ohne dies zu bemerken, ihre eigenen
normativen Grundlagen zersetzen.

4. Traumatische Siegkrise

Eine Soziologie der Spätmoderne respektive der nächsten Gesellschaft kann daher keine Soziologie der
Nachhaltigkeit mehr sein, sondern nur noch eine Soziologie der Unhaltbarkeit. Oder aus der Perspektive der
Umweltsoziologie formuliert: Die Soziologie der Nachhaltigkeit kann in der Spätmoderne nur noch als
Soziologie der Unhaltbarkeit fortgeführt werden. Statt zu hoffen, zu wünschen und zu träumen, statt sich als
Akteurin einer SÖT zu verstehen, muss die Soziologie sich dem Syndrom der ökologischen Unregierbarkeit
stellen und sich diagnostisch-analytisch mit einer Moderne und Gesellschaft befassen, die zu den Werten des
ÖEP ein offen und tiefgreifend ambivalentes Verhältnis entwickelt hat. Sie muss erkunden, wie es zu dieser
Ambivalenz gekommen ist, wie diese Werte nicht bloß kapitalistisch unterdrückt und strukturell
marginalisiert, sondern auch emanzipatorisch überschritten, aufgegeben und rekonfiguriert worden sind. Sie
muss untersuchen, wie die Bewegungen selbst im Vollzug ihrer eigenen Logik diese Werte – oft unter
Beibehaltung des jeweiligen Begriffs – inhaltlich neu ausbuchstabiert haben. Aufbauend auf Boltanskis und
Chiapellos Der neue Geist des Kapitalismus (2003) und dem eher kultursoziologischen Theorem der
„Emanzipation zweiter Ordnung“ (Blühdorn 2013: 143ff.) muss sie das Zusammenspiel, die „unheilige
Allianz“ (Fraser/Monticelli 2021), die „Komplizenschaft“ (Nachtwey 2016) aufarbeiten, die öko-
emanzipatorische Akteure in die Gesellschaft der Nicht-Nachhaltigkeit (Blühdorn 2020b) verstrickt.

Becks Begriff der Siegkrise bietet dafür einen hilfreichen Einstiegspunkt. Beck wollte mit ihm zum
Ausdruck bringen, dass die zweite, reflexive Moderne, in der die öko-emanzipatorischen Bewegungen seit
den 1970er Jahren sich daranmachten, die unerwarteten Nebenfolgen der industriellen Moderne zu
adressieren und gleichzeitig die bisher noch nicht eingelösten Versprechen der Moderne durchzusetzen,
nicht als Folge des Scheiterns der ersten, industriellen Moderne verstanden werden darf, sondern die
Konsequenz von deren Erfolg ist (Beck 1993). Denn ohne die industrielle Moderne hätten sich weder die mit
dem Wertewandel der stillen Revolution (Inglehart 1977) entstandenen neuen Maßstäbe der Wahrnehmung
von ökologischen und sozialen Krisen breitenwirksam herausgebildet, noch die sogenannten Neuen Sozialen
Bewegungen, also das Subjekt der öko-emanzipatorischen Politisierung und Umgestaltung der industriellen
Moderne und ihrer Institutionen. Es sei „gerade die Modernisierung selbst“, schrieb Beck (1993: 31), „die
die Koordinaten der Modernisierung verschiebt“, und das geschehe „unreflektiert, ungewollt, ungesehen“ –
gleichwohl aber höchst folgenreich, denn „Modernisierung untergräbt Modernisierung“.

50 Jahre später lässt sich genau das auf die öko-emanzipatorischen Bewegungen selbst und auf ihr ÖEP



übertragen. Diese Bewegungen standen der industriellen Moderne kritisch gegenüber, blieben aber –
entgegen dem fundamentalen Missverständnis derer, die heute erleichtert das Ende der grünen Hegemonie
verkünden – selbst fest in der Tradition der Aufklärung, deren Programm sie ökologisch erweitern und
aktualisieren wollten. Diese Bewegungen haben Großes erreicht. Sie haben ökologische und
emanzipatorische Belange fest und breit im öffentlichen Bewusstsein und auf der politischen Agenda
verankert, sie institutionalisiert und vielfältige Fortschritte erkämpft. Gleichzeitig haben sie aber, ganz wie
Beck es beschrieb, auch ihre eigenen normativen Fundamente untergraben: „unreflektiert, ungewollt,
ungesehen“, aber doch so wirkmächtig, dass die Gesellschaft der Nicht-Nachhaltigkeit heute fester etabliert
und eine SÖT unwahrscheinlicher ist denn je. Ohne dass sie dies gewollt oder bemerkt hätten, haben die öko-
emanzipatorischen Bewegungen zum spätmodernen Syndrom der ökologischen Unregierbarkeit, des
„unheilbaren Unbehagen[s] an der Gesellschaft“ (Nassehi 2021: 92) und der „gekränkten Freiheit“
(Amlinger/Nachtwey 2023) selbst einen erheblichen Beitrag geleistet. Aber ebenso wie im Fall von Becks 
Risikogesellschaft war das „keine Option, die im Zuge politischer Auseinandersetzungen“ hätte „gewählt
oder verworfen“ werden können, sondern die Folge „verselbständigter, folgenblinder, gefahrentauber
Modernisierungsprozesse“ (Beck 1993: 36). Genau das muss eine Soziologie der Unhaltbarkeit ausleuchten.

Wenn man etwas vereinfachend (a) die Ökologisierung der modernen Gesellschaft, (b) die volle
Demokratisierung der liberalen, repräsentativen Demokratie und (c) die Verwirklichung des wahrhaft freien,
selbstbestimmten Subjekts als die drei wesentlichen inhaltlichen Säulen des ÖEP betrachtet,iv lässt sich
dieser öko-emanzipatorische Beitrag zur Gesellschaft der Nicht-Nachhaltigkeit und zum Syndrom der
ökologischen Unregierbarkeit als eine dreifache Dialektik begreifen, die nicht nur die normativen
Grundlagen des ÖEP zersetzt, sondern einer Gesellschaft den Weg ebnet, die dessen Werten radikal
widerspricht und ökologische, emanzipatorische sowie demokratische Anliegen unter deutlich veränderten
Vorzeichen formuliert und verhandelt. Denn in allen drei Dimensionen verkehrt die Logik des ÖEP selbst
die Ausrichtung dieses Projekts in das Gegenteil dessen, worauf es ursprünglich gezielt hatte.

Öko-politisch liegt die Dialektik darin, dass das mit dem Erdgipfel von Rio hegemonial gewordene
umweltpolitische Leitbild der Nachhaltigkeit, von dem man sich eigentlich erhofft hatte, dass es der
ökologischen Politik jenseits ihrer notorisch schwachen früheren Grundierungen – ästhetisch, religiös,
verantwortungsethisch, antikapitalistisch etc. – endlich einen festen normativen Boden und einen
zugkräftigen Motor verschaffen würde, vielmehr die normativen Grundlagen der SÖT zerstörte und
stattdessen eine ganz andere Transformation begünstigte. Denn das auf Verwissenschaftlichung und
Entpolitisierung vertrauende Nachhaltigkeitsparadigma klammerte normative Fragen – die öko-politisch
gleichwohl immer der Dreh- und Angelpunkt bleiben – gezielt aus; es ließ der Entfaltung des neoliberalen
Wertewandels damit freien Lauf und wurde so zum Steigbügelhalter der Gesellschaft der Nicht-
Nachhaltigkeit, die ihre Freiheit, ihren Wohlstand und ihre emanzipatorischen Errungenschaften heute
ungeachtet ihrer bestens bekannten sozial-ökologischen Implikationen bedingungslos verteidigt (vgl. auch
Blühdorn 2022b).

In der emanzipatorischen Dimension des ÖEP liegt die Dialektik darin, dass progressive Bewegungen auf
der Suche nach echter Emanzipation und wahrhafter Selbstbestimmung jede Vorstellung eines Allgemeinen
und angeblich kategorisch Verpflichtenden unter Herrschaftsverdacht und kritisch in Frage gestellt haben.
Sie haben sich stetig neue Subjekt- und Selbstverständnisse jenseits des disziplinierten, selbstbeherrschten
Vernunftsubjekts erschlossen – auch, indem sie sich von den hoch gesteckten Ansprüchen und
Anforderungen, die in den Begriffen der ökologischen Vernunft, Verantwortlichkeit und Mündigkeit liegen,
befreiten. Vor allem „liberale Strömungen emanzipatorischer sozialer Bewegungen“, heißt es bei Nancy
Fraser, haben „gehaltarme, meritokratische, marktfreundliche Interpretationen von Gleichheit und Freiheit
übernommen“ (Fraser/Jaeggi 2020: 263). Unbemerkt hat diese kontinuierliche Aktualisierung



vorherrschender Verständnisse von Autonomie und Emanzipation die Aussichten für eine gesellschaftliche
Transformation im Sinne des ÖEP grundlegend verändert. Denn Freiheit und Selbstbestimmung haben in der
Spätmoderne eine ganz andere Bedeutung als das ÖEP sie einst voraussetzte, und die Verständnisse von
Subjektivität, Autonomie und Mündigkeit, die für das ÖEP konstitutiv waren, erscheinen in der
Spätmoderne fundamentalistisch, unzumutbar, moralinsauer und reaktionär: als Grundlage für eine 
Verbotspolitik und Ökodiktatur. Was heute hingegen als unsere Freiheit, unsere Werte und unsere 
Selbstbestimmung firmiert, ist eine tragende Säule der Gesellschaft der Nicht-Nachhaltigkeit.

Die Dialektik der Demokratie schließlich ist eine wesentliche Ursache dessen, was aktuell als die Krise der
Demokratie und die autokratisch-autoritäre Wende diskutiert wird, in aller Regel aber auf die Logik des
Kapitalismus, den Rechtspopulismus oder die Globalisierung zurückgeführt wird. Die Rede von der
Dialektik der Demokratie betont demgegenüber, dass die Demokratie nicht nur von außen, von ihren
Feinden, bedroht wird, sondern ganz wesentlich auch von ihrer eigenen Logik und inneren Dynamik, also
dem stetigen Streben nach weiterer Demokratisierung. So belastet etwa die Ausweitung partizipatorischer
Möglichkeiten in verschiedener Hinsicht die Effizienz demokratischer Verfahren. Agenden der
Pluralisierung und Diversität befördern die Vermehrung von Veto-Spielern und die demokratische Sklerose.
Auch besteht in der Forschung inzwischen Einigkeit, dass die partizipatorische Revolution (Kaase 1982) vor
allem ohnehin schon privilegierte Teile der Gesellschaft begünstigt und die politische Gleichheit zu Lasten
anderer Gruppen verzerrt hat (vgl. Schäfer/Zürn 2021). Die Bemühungen um die Demokratisierung der
Demokratie sind so selbst zur Ursache für eine mehrfache Dysfunktionalität der Demokratie und eine
zunehmende Unzufriedenheit geworden (Manow 2020).v

Tatsächlich werden entdemokratisierte Governance-Formen zunehmend als notwendig akzeptiert und –
mitunter auch von Klimaaktivist*innen – geradezu eingefordert (vgl. Blühdorn 2020c). In spätmodernen
Gesellschaften ist die Entproblematisierung des Demokratieverlustes und der autokratisch-autoritären
Wende weit fortgeschritten. Aktuelle Demonstrationen gegen rechts mögen das Gegenteil nahelegen, aber
sie signalisieren weder die plötzliche Wiederentdeckung der politischen Gleichheit, der materiellen
Umverteilung und des guten Lebens für Alle noch eine neue Fähigkeit und Bereitschaft, die Belastungen,
Verpflichtungen und Verantwortung zu schultern, die mit dem Ideal demokratischer Selbstregierung
notwendig einhergehen. Sehr viel plausibler ist der Verdacht, dass die Gewinner der Demokratisierung –
freilich ohne es selbst so zu deuten – hier die Privilegien verteidigen, die die Demokratie ihnen sichert, und
dabei gleichzeitig ihre Angst vor der Rache derer artikulieren, die von der demokratisierten Demokratie an
den Rand gedrängt wurden. Und wenn die, die jetzt das Ende der „grünen Diskurshoheit“ und
„Deutungshegemonie“ (Rödder 2024) begrüßen, nun endlich die „Macht der Minderheit“ (Kielmansegg
2023) gebrochen sehen, wird noch einmal deutlicher, wie sich die Demokratie vom wichtigsten Mittel einer
SÖT in ein Instrument der Politik der Nicht-Nachhaltigkeit verkehrt hat (Blühdorn 2020d).

Gemeinsam bewirken die drei Dialektiken, die hier freilich nur angerissen werden konnten (vgl. dazu
gründlicher Blühdorn 2024: 255ff.), dass das ÖEP letztlich in jeder seiner Dimensionen – und zwar in allen
besprochenen Hinsichten – unhaltbar wird; es wird emanzipatorisch überholt. Im Vollzug ihres eigenen
Projekts haben die Akteure des ÖEP unter Beibehaltung ihrer normativen Referenzbegriffe deren Inhalte neu
ausbuchstabiert. Ohne dies intendiert und bemerkt zu haben, sind sie selbst zu einem wesentlichen Motor
und Stabilisator der Nicht-Nachhaltigkeit geworden. Für die Soziologie der Nachhaltigkeit liegt dieser
Gedanke nicht nur jenseits ihrer Komfortzone, sondern er ist traumatisch. Dabei geht es hier ausdrücklich
nicht darum zu behaupten, dass die öko-emanzipatorischen Bewegungen nichts erreicht hätten und keine
weiteren Fortschritte mehr möglich seien. Ebenso wenig geht es darum, die „die ökologische Linke kritisch
ins Visier“ zu nehmen (Hartmann 2024) oder sie – womöglich gar allein – für die spätmoderne Gesellschaft
der Nicht-Nachhaltigkeit und das Syndrom der ökologischen Unregierbarkeit verantwortlich zu machen. All



das wäre verfehlt! Vielmehr geht es darum, eine differenziertere Erklärung für die nachhaltige Nicht-
Nachhaltigkeit spätmoderner Gesellschaften anzubieten als die Soziologie der Nachhaltigkeit es einstweilen
tut, zu beleuchten, wie die Akteure des ÖEP – statt der SÖT – eine ganz andere Transformation der Moderne
begünstigt haben, und zu verstehen, wie und warum sich die Vorzeichen verändert haben, unter denen
ökologische, emanzipatorische und demokratische Fragen in der heraufziehenden ganz anderen Moderne
gerahmt und verhandelt werden.

5. Zwischen soziologischer Redlichkeit und Affirmation

Die Ära des ÖEP und der SÖT ist also vorüber. Mochte man nach der Finanzkrise und unmittelbar vor der
Covid-Pandemie noch glauben, dieses mit der stillen Revolution gestartete Aufbruchsprojekt komme nun
endlich zum Durchbruch, so ist inzwischen ein deutlicher Umbruch erkennbar, der wohl nicht nur
kurzfristiger Natur ist. Zur konservativen Siegerpose gibt das allerdings keinerlei Anlass. Denn die
Unhaltbarkeit des ÖEP restituiert nicht die Haltbarkeit der Ordnung, die dieses Projekt transformieren – und
dadurch auch retten – wollte. Gerade das ist das Wesen der doppelten Unhaltbarkeit, das die Siegerpose
völlig übersieht. Die Soziologie wiederum steht nun vor der Aufgabe, eine Transformation spätmoderner
Gesellschaften und ihrer Naturverhältnisse theoretisieren zu müssen, die sie aus dem Horizont ihrer
etablierten Normen nicht erfassen kann. Auch ihre Grundlagen werden unhaltbar. Denn die nächste
Gesellschaft und die sich bereits entfaltende neue Moderne verabschieden sich von ihren hergebrachten
Idealen der Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Mündigkeit, Inklusion, Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit.
Der kritischen Soziologie erscheint das als regressiv. Aber die dritte Moderne (Blühdorn 2013; 2024:
159ff./242ff.) entsteht eben nicht bloß aus der Unterdrückung und Negation dieser Ideale, sondern ganz
wesentlich auch aus ihrer emanzipatorischen Überschreitung. Sie ist das Ergebnis ihrer Siegkrise.

Das wirft die Frage auf: Darf und soll die Soziologie so etwas wirklich denken? Sind solche Überlegungen
verantwortlich und verantwortbar? Diskreditieren sie die kritische Soziologie? Fallen sie ökologischen,
demokratischen und egalitären Bewegungen in den Rücken? Ist eine Soziologie der Unhaltbarkeit nicht
notwendig affirmativ und reaktionär? Trägt sie dazu bei, etwas herbeizureden oder zu beschleunigen, was
zweifellos bereits erkennbar ist, was aber vielleicht wenigstens noch abgebremst oder abgemildert werden
könnte? Liegt in diesem – dem eigenen Verständnis nach vor allem analytischen – Ansatz möglicherweise
mehr versteckte Normativität als er explizit macht? Befördern, normalisieren und legitimieren derartige
Überlegungen letztlich vielleicht die autokratisch-autoritäre Wende? Entlässt die Rede von der
unkontrollierbaren Dialektik nicht all die aus der Verantwortung, die immer schon gegen Demokratisierung,
Ökologisierung und Emanzipation waren? Befördert eine Soziologie der Unhaltbarkeit möglicherweise die
Ansicht, es sei umweltpolitisch nun ohnehin zu spät und man könne aller Nicht-Nachhaltigkeit jetzt freien
Lauf lassen?

Die kritische Soziologie hat ein transformatives Bedürfnis, aber auch eine Verpflichtung zur
sozialwissenschaftlichen Redlichkeit. Sie will Gesellschaft beschreiben und auch verändern. Bisher haben
die Soziologie und die Nachhaltigkeitsforschung ihr transformatives Bedürfnis über die deskriptiv-
analytische Verpflichtung gestellt. Sie haben die Gesellschaft und die Welt so beschrieben, wie sie sein
müsste, damit sie sie verändern können: mit klaren Unterscheidungen zwischen richtig und falsch, Gut und
Böse, Schuldigen und Rettern. Das war vergleichsweise komfortabel. In der Spätmoderne ist allerdings klar,
dass die Diagnosen und Gesellschaftsbeschreibungen der (Nachhaltigkeits-)Soziologie falsch waren – oder
zumindest unzureichend und nicht im intendierten Sinne transformativ. Die öko-emanzipatorische



Komfortzone wird damit zur Ideologie. Jetzt gehört es zu den Aufgaben und zur Bringschuld der kritischen
Sozialwissenschaft, dass sie nicht mehr haltbare Sinnerzählungen, Theorieangebote und
Transformationsansätze klar als unhaltbar ausweist, auch wenn das ihre eigenen heiligen Basisprinzipien ins
Wanken bringt. Dabei lohnt es sich, daran zu erinnern, dass der Niedergang der Demokratie und die
Stabilität der Ordnung der Nicht-Nachhaltigkeit ihre Ursache nicht etwa in den Erklärungs- und
Theorieangeboten der Soziologie haben, sondern darin, dass sich in der Spätmoderne die kulturellen und
materiellen Bedingungen in einer Weise verändert haben, dass hergebrachte Verständnisse von Autonomie,
Demokratie und Nachhaltigkeit ihre gesellschaftliche Resonanz und Anschlussfähigkeit verlieren, während
sich neue Verständnisse herausbilden. Bei der Soziologie der Spätmoderne und Unhaltbarkeit geht es also
nicht darum, anti-ökologisch, anti-emanzipatorisch und anti-demokratisch zu sein – auch diese Kategorien
zerfallen. Sondern es geht darum, die Veränderung vorherrschender Verständnisse von Nachhaltigkeit,
Emanzipation und Demokratie zu verstehen, aufzuzeigen, welche Implikationen diese Veränderungen in der
Praxis haben, und dabei die Voraussetzungen für neue Transformationsprojekte auszuloten. Denn die
Soziologie der Unhaltbarkeit ist nicht nur eine Soziologie des Zerfalls, sondern auch eine des Neuen, das aus
diesem Zerfall hervorgeht.

Bezugnehmend auf den Terroranschlag der Hamas im Oktober 2023 sagte Judith Butler: „Historisch zu
verstehen, warum es zu dieser Gewalt kam, ist nicht gleichbedeutend mit der Billigung von Gewalt. Eine
Geschichte darzustellen und ein moralisches Urteil zu fällen, ist nicht dasselbe“ (Butler 2023). Unabhängig
davon, wie man generell zu Butlers Aussagen über den Gaza-Konflikt und die Hamas steht und ob diese
wirklich nur vom Verstehen-Wollen geprägt sind, lässt sich die zitierte Aussage uneingeschränkt auf die
Soziologie der Unhaltbarkeit übertragen: Historisch zu verstehen, warum es zur nachhaltigen Nicht-
Nachhaltigkeit, zur autokratisch-autoritären Wende und zur dritten Moderne gekommen ist, ist nicht
gleichbedeutend mit der Billigung oder gar moralischen Rechtfertigung des Ergebnisses. Und Butler fährt
fort: „Ich denke, dass die Philosophie eine zentrale Rolle bei der Aufdeckung der Voraussetzungen
politischer und moralischer Argumentationsformen spielt, und dass wir alle die Pflicht haben, Ansichten zu
vertreten, die auf nachweisbarem Wissen beruhen“. Auch diese Aussage lässt sich auf den sozial-
ökologischen Kontext übertragen: Ich denke, dass die Soziologie eine zentrale Rolle bei der Aufdeckung der
Voraussetzungen politischer und moralischer Argumentationsformen spielt, und dass Soziolog*innen und
Nachhaltigkeitsforscher*innen die Pflicht haben, Ansichten zu vertreten, die ihre Annahmen und
Voraussetzungen transparent machen und kritisch überprüfen. Nur so lassen sich die Voraussetzungen für
neue normativ attraktive und politisch transformative Ideen schaffen. Die Glaubenssätze und heiligen 
Basisprinzipien der liberalen Moderne legitimieren sich nicht aus einer transzendentalen Vernunft, sondern
sind unter ganz bestimmten historischen Bedingungen entstanden, von denen ihre Gültigkeit und Haltbarkeit
abhängen. Wenn diese Bedingungen zerfallen, und insbesondere, wenn die emanzipatorische Logik selbst
eine Ursache dafür ist, sind auch diese Ideale nicht mehr haltbar. Angesichts der fundamentalen
Verunsicherung, die das bedeutet, ist es freilich kaum verwunderlich, dass (sich) in der Spätmoderne die
verschiedensten gesellschaftlichen Akteure fanatisch an angeblich sicheren Werten und kategorischen
Imperativen festhalten, die ihr eigenes Selbstverständnis und ihre Welt stabilisieren, und dabei alles andere
als radikal, extremistisch und totalitär zurückweisen.
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Anmerkungen:

i Der Beitrag vertieft Grundgedanken aus Unhaltbarkeit. Auf dem Weg in eine andere Moderne (Blühdorn
2024).



ii Vgl. zu ehrlichen Preisen auch den Beitrag von Andreas Sanders in diesem Heft.

iii Vgl. hierzu auch den Beitrag von Niko Paech in diesem Heft.

iv Vgl. dazu ausführlicher Blühdorn 2024: 253ff.

v Vgl. zur Dialektik der liberalen Demokratie auch den Beitrag von Philip Dingeldey in diesem Heft.
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